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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu den Millenniums-Entwicklungszielen — Zwischenbilanz
(NNNN(INI))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die Millenniumserklärung vom 8. September 2000 mit den
Millenniums-Entwicklungszielen, die von der Völkergemeinschaft gemeinsam als 
Kriterien für die Beseitigung der Armut aufgestellt wurden,

– unter Hinweis auf die aufeinanderfolgenden Berichte des Entwicklungsprogramms der 
Vereinten Nationen über die menschliche Entwicklung,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 12. April 2005 zur Rolle der Europäischen 
Union bei der Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele1,

– unter Hinweis auf die am 25. Februar 2003 angenommene Erklärung von Rom sowie auf
die Erklärung von Paris zur Wirksamkeit der Entwicklungshilfe, die am 2. März 2005 zum 
Abschluss des hochrangigen Forums zur Harmonisierung und Angleichung der 
Wirksamkeit der Entwicklungshilfe angenommen wurde (nachstehend die „Erklärung von 
Paris“),

– unter Hinweis auf die Gemeinsame Erklärung des Rates und der im Rat vereinigten 
Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten, des Europäischen Parlaments und der 
Kommission zur Entwicklungspolitik der Europäischen Union: „Der Europäische 
Konsens“ (nachstehend „Der Europäische Entwicklungskonsens“),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission mit dem Titel „Eine Strategie der 
Europäischen Union für Afrika - Wegbereiter für einen Europa-Afrika-Pakt zur 
Beschleunigung der Entwicklung Afrikas“ (KOM(2005)0489),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 17. November 2005 zu einer 
Entwicklungsstrategie für Afrika,

– unter Hinweis auf seinen Standpunkt vom 18. Mai 2006 zu dem Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines 
Finanzierungsinstruments für die Entwicklungszusammenarbeit und die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit2,

– unter Hinweis auf die Jahresberichte des Generalsekretärs der Vereinten Nationen über die 
Umsetzung der UN-Millenniumserklärung, zuletzt des Berichts von Juli 2006,

– unter Hinweis auf den Bericht der Task Force für das UN-Millenniumsprojekt  unter 
Leitung von Professor Jeffrey Sachs mit dem Titel „Investition in die Entwicklung: ein 
praktischer Plan zur Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele“,

  
1 ABl C 33 E vom 9.2.2006, S. 311.
2 an diesem Tag angenommene Texte, P6_TA(2006)0217.
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– unter Hinweis auf den Bericht der UN-Konferenz für Handel und Entwicklung 
(UNCTAD) über die am wenigsten entwickelten Länder 2002: Wege aus der Armutsfalle,

– unter Hinweis auf die jährlichen Weltkinderberichte von UNICEF und der 
Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen von 1989,

– unter Hinweis auf den Bericht der Europäischen Kommission über die „Millenniums-
Entwicklungsziele 2000-2004“ (SEK(2004)1379)“,

– unter Hinweis auf die Berichte über die Fortschritte der internationalen Gemeinschaft 
bezüglich der Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele (Global Monitoring 
Reports) der Weltbank, deren letzter im April 2007 veröffentlicht wurde,

– unter Hinweis auf den Bericht der OECD zur Entwicklungszusammenarbeit 2006, deren 
letzter im März 20071 veröffentlicht wurde,

– unter Hinweis auf die Schlusserklärungen und Schlussfolgerungen internationaler 
Konferenzen, insbesondere der Internationalen Konferenz über Entwicklungsfinanzierung 
(Monterrey 2002), des Weltgipfels über nachhaltige Entwicklung (Johannesburg 2002), 
der Dritten UNO-Konferenz über die am wenigsten entwickelten Länder (Brüssel 2001), 
der Vierten WTO-Ministerkonferenz (Doha 2001), der Internationalen Konferenz über 
Bevölkerung und Entwicklung (Kairo 1994), der Sondertagung der UN-Vollversammlung 
von 1999 zur Überprüfung der Fortschritte im Hinblick auf die Ziele der Internationalen 
Konferenz über Bevölkerung und Entwicklung („Kairo +5“) sowie des 
Weltbildungsforums (Dakar 2000),

– unter Hinweis auf die nationalen Bedenken, die von EU-Mitgliedstaaten in den 
Schlusserklärungen und Schlussfolgerungen der vorstehend genannten Konferenzen zum 
Ausdruck gebracht wurden,

– unter Hinweis auf die von der EU auf dem Gipfeltreffen im März 2002 in Barcelona im 
Vorfeld der Konferenz von Monterrey eingegangenen Verpflichtungen,

– unter Hinweis auf die 2005 auf dem G8-Gipfel in Gleneagles eingegangenen 
Verpflichtungen in Bezug auf den Umfang der Hilfe, die Hilfe für das südlich der Sahara 
gelegene Afrika und die Qualität der Hilfe,

– unter Hinweis auf Artikel 177 bis 181 des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft und Artikel III-316 bis 318 und III-321 des Vertrags über eine Verfassung 
für Europa,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission mit dem Titel „Hilfe der EU: Mehr, 
besser und schneller helfen“ (KOM(2006)0087),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische 
Parlament mit dem Titel „Stärkung der europäischen Dimension: Ein gemeinsamer 
Rahmen für die Ausarbeitung der Länderstrategiepapiere und die gemeinsame 

  
1 erschienen im März 2007, ISBN-Nr. 9789264031050.
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Mehrjahresprogrammierung“ (KOM(2006)0088),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische 
Parlament mit dem Titel „Stärkeres Engagement für die Verwirklichung der Millenniums-
Entwicklungsziele – Entwicklungsfinanzierung und Wirksamkeit der 
Entwicklungszusammenarbeit“ (KOM(2005)0133),

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates „Allgemeine Angelegenheiten und 
auswärtige Beziehungen“ vom 10. und 11. April 2006 zur Finanzierung der 
Entwicklungshilfe und der Effizienz der europäischen Hilfe: Mehr, besser und schneller 
helfen,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission mit den Titel „Der EU-Verhaltenskodex 
im Hinblick auf die Arbeitsteilung im Bereich der Entwicklungspolitik“
(KOM(2007)0072),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 6. April 2006 zur Wirksamkeit der Hilfe und 
zur Korruption in den Entwicklungsländern1,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 22. Januar 2007 zur Entwicklungshilfe für 
Entwicklungsländer2,

– gestützt auf Artikel 45 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Entwicklungsausschusses (A6-0000/2007),

A. weist darauf hin, dass 2007 die Hälfte des für die Umsetzung der Millenniums-
Entwicklungsziele bis 2015 angesetzten Zeitraums verstrichen ist und sich damit die
einmalige Gelegenheit bietet, eine Bestandsaufnahme der noch unerledigten Punkte 
vorzunehmen,

B. in der Erwägung, dass viele südlich der Sahara gelegenen Länder in Afrika keine Aussicht 
haben, auch nur eines der MDGs zu verwirklichen, und dass es auch in vielen Ländern mit 
mittlerem Einkommen Regionen und Millionen von Menschen umfassende ethnische 
Gruppen gibt, die nur unbefriedigende Fortschritte machen,

C. in der Erwägung, dass der Europäische Rat im Mai 2005 vereinbarte, bis zum Jahr 2015 
0,7 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP) als öffentliche Entwicklungshilfen (ODA) 
auszugeben und diesen Punkt auf die Agenda des G8-Gipfels in Gleneagles im Juli 2005 
setzte sowie in der Erwägung, dass diese Erhöhung der Hilfe eine grundlegende 
Voraussetzung für die Erreichung der MDGs bildet,

D. in der Erwägung dass der Entwicklungshilfeausschuss der OECD (DAC) erlaubt, ODA-
Beiträge der Geberländer als Schuldenerlass anzurechnen, obwohl damit keinerlei
Transfer neuer Mittel von den Geber- zu den Empfängerländern verbunden ist,

E. in der Erwägung, dass jährlich 6,9 Milliarden EUR ODA erforderlich sind, wenn die 
  

1 an diesem Tag angenommene Texte, P6_TA(2006)0141.
2 T6-0043/2007, noch nicht veröffentlicht.
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MDGs für Grundbildung erreicht werden sollen sowie in der Erwägung, dass der 
Gesamtumfang der öffentlichen Entwicklungshilfe — zu der die EU 0,8 Milliarden 
beiträgt — bei 1,6 Milliarden EUR liegt,

F. in der Erwägung, dass der geschätzte Finanzbedarf zur Erreichung der MDGs im 
Gesundheitsbereich bei 21 Milliarden EUR jährlich liegt und die gegenwärtigen Mittel 
lediglich 36 % dieses Bedarfs ausmachen sowie in der Erwägung, dass selbst mit einer 
vorgezogenen Erhöhung der öffentlichen Entwicklungshilfe der EU die verfügbaren 
Beträge 2010 lediglich 41 % der erforderlichen 21 Milliarden EUR erreichen werden und 
eine Finanzierungslücke von 11,9 Milliarden EUR jährlich bleibt,

1. weist nochmals darauf hin, dass sich die G8-Staaten 2005 in Gleneagles verpflichtet 
haben, die Hilfe für das südlich der Sahara gelegene Afrika bis 2010 zu verdoppeln und 
äußert seine Enttäuschung darüber, dass laut OECD die öffentliche Entwicklungshilfe für 
das südlich der Sahara gelegene Afrika ohne den Schuldenerlass „2006 unverändert 
geblieben ist“;

2. betont, dass die G8-Geber, wenn sie ihre finanziellen Verpflichtungen gegenüber Afrika 
einlösen wollen, Afrika bis 2010 jeweils zusätzlich 15 Milliarden EUR über den 2004 
geleisteten Betrag hinaus zukommen lassen müssen, dass sie aber bisher weit von diesem 
Betrag entfernt sind;

3. begrüßt das Vorgehen vieler EU-Staaten, die den Entwicklungsländern die Schulden 
erlassen haben; äußert sich jedoch besorgt darüber, dass ein solcher Schuldenerlass die 
Zahlen der EU-Entwicklungshilfe 2006 künstlich um fast 30 % in die Höhe getrieben hat, 
was bedeutet, dass die Mitgliedstaaten im letzten Jahr 0,31 % des BIP an tatsächlicher
Hilfe gezahlt und damit das gemeinsame Zwischenziel von 0,33 % verfehlt haben;

4. bedauert, das die öffentliche Entwicklungshilfe der EU-15 zur Hälfte des Zeitraums für 
die Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele — ausgedrückt in Anteilen am BIP —
von 0,44 % ODA/BIP im Jahr 2005 auf 0,43 % ODA/BIP im Jahr 2006 gesunken ist;

5. lobt die Mitgliedstaaten, die das ODA/BIP-Ziel von 0,7% erreicht oder überschritten 
haben sowie diejenigen, die ihre tatsächlichen Hilfeleistungen erhöhen, bedauert jedoch, 
dass einige der EU-15 das Zwischenziel von 0,33 % im Jahr 2006 bei weitem verfehlt 
haben;

6. stellt fest, dass Italien als großes G8-Land das 0,33 %-Ziel um Längen verfehlt hat, indem 
es seine Hilfe 2006 auf lediglich 0,2 % des Inlandsprodukts angehoben hat, nachdem der 
Umfang der tatsächlichen Hilfe um 30 % gesunken war;

7. stellt fest, dass Portugal, das während seiner Ratspräsidentschaft Gastgeber des EU-
Afrika-Gipfels sein wird, 2006 lediglich einen Anteil von 0,21 % ODA/BIP erreicht hat;

8. stellt fest, dass Österreich (57 %), Frankreich (52 %), Italien (44 %), Deutschland (53 %) 
und das VK (28 %) den Umfang ihrer Entwicklungshilfe am stärksten aufblähen; stellt 
ferner fest, dass Deutschland, das sowohl den EU- als auch den G-8-Vorsitz innehat, ohne 
künstliche Aufblähung seiner Hilfe das Ziel von 0,33 % ODA/BIP nicht erreicht hätte;
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9. fordert die EU-Mitgliedstaaten auf, im Rahmen des Rates der Finanzminister und des 
Rates der Außen- und Entwicklungsminister regelmäßige Bewertungen der Fortschritte 
bei den ODA-Zielen vorzunehmen;

10. fordert die EU und die G8 auf, die wachsende Bedeutung neuer Geber, vor allem Chinas, 
anzuerkennen, und diese neuen Geber im Dialog auf Ansätze und Standards für die 
Außenhilfe zu verpflichten;

11. fordert die EU auf, ihre ODA-Verpflichtungen im Bildungsbereich zu erhöhen, um die 
Finanzierungslücke von 5.3 Milliarden EUR aufzufüllen, und empfiehlt der Kommission 
angesichts der Tatsache, dass die größte Herausforderung für die „Fast Track Initiative“ 
der Weltbank das Fehlen externer Finanzmittel ist, Initiativen zu ergreifen, damit die 
Geber ihre Spendenzusagen erhöhen;

12. fordert die EU auf, ihren Anteil an der Gesamtsumme der öffentlichen Entwicklungshilfe 
für Gesundheit von gegenwärtig 6,6 % zu erhöhen, um die Finanzierungslücke von 
jährlich 11,9 Milliarden EUR in Bezug auf die geschätzte Gesamtsumme von jährlich 21 
Milliarden EUR zu füllen, die benötigt wird, um den globalen Bedarf für 
Gesundheitsausgaben zu decken; fordert außerdem eine kontinuierliche und verstärkte 
Unterstützung des Weltgesundheitsfonds;

13. fordert die Afrikanische Union auf, die Abuja-Erklärung von 2001 weiterhin zu 
unterstützen, wonach alle Länder mindestens 15 % ihres Staatshaushalts für die 
Gesundheitsversorgung ausweisen sollten und bedauert, dass nur zwei afrikanische 
Staaten dieses Versprechen eingehalten haben;

14. fordert die EU auf, bei der Förderung der sexuellen und reproduktiven Gesundheit 
weiterhin eine Vorreiterrolle einzunehmen, indem sie die Mittel für diesen Bereich, 
einschließlich der Mittel für Familienplanung, die Behandlung sexuell übertragener 
Krankheiten und sichere Abtreibungen nicht kürzt;

15. beharrt darauf, das die Kommission und die Mitgliedstaaten den Verhaltenskodex für die 
Koordinierung der Geber anwenden, um sicherzustellen, dass Ausgaben und Programme 
im Gesundheits- und Bildungsbereich besser koordiniert werden und zu gewährleisten, 
dass von der Entwicklungshilfe vernachlässigte Länder („aid-orphan countries“) stärker in 
den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit rücken;

16. fordert alle Mitgliedstaaten auf, die in der Pariser Erklärung vereinbarten Grundsätze ohne 
Abstriche umzusetzen, um die Wirksamkeit der Hilfe zu verbessern;

17. ist der Auffassung, dass geschlechtsspezifische Prioritäten und Kinderrechte in der 
gemeinschaftlichen Entwicklungspolitik wieder als Grundrechte und als Teil der im 
Rahmen des Übereinkommens von Cotonou und anderen Verträgen niedergelegten 
Kriterien für verantwortungsvolles Regieren in den Vordergrund rücken müssen;

18. ist der Auffassung, dass die Strategiedokumente zur Armutsbekämpfung (PRSP) und die 
Länderstrategiepapiere (CSP) wichtige Instrumente zur Erreichung der Millenniums-
Entwicklungsziele sind, dass sie jedoch nach Anhörung der Parlamente und der 
Zivilgesellschaft überprüft und stärker auf die Erreichung der MDGs ausgerichtet werden 



PE 388.523v01-00 8/15 PR\664877DE.doc

DE

sollten;

19. fordert Geber wie Empfänger auf, bessere Daten für die Umsetzung und Überprüfung der 
MDGs zu liefern;

20. fordert die EU auf, ihre Partnerschaften mit Entwicklungsländern zu verbessern, damit die 
gegenseitige Rechenschaftspflicht und beiderseitige Verpflichtungen durch verlässliche 
Bezugsgrößen und Fristen für eine Erhöhung der öffentlichen Entwicklungshilfe gestärkt 
werden, um die Planung der Empfängerländer in Bezug auf höhere öffentliche
Investitionen zu erleichtern;

21. vertritt die Ansicht, dass die 2008 beginnende Haushaltsüberprüfung die stetig wachsende 
Rolle der EU in der Welt berücksichtigen und eine Steigerung der Entwicklungsausgaben
ermöglichen sollte;

22. beharrt darauf, das die EU und die Partnerregierungen Mechanismen und 
Überwachungsinstrumente einführen, die sicherstellen, dass ein angemessener Anteil der 
allgemeinen Budgethilfe für Grundbedürfnisse ausgegeben wird, insbesondere Gesundheit 
und Bildung, und betont, dass dies Hand in Hand gehen muss mit dem Aufbau der 
Institutionen;

23. fordert die EU zu einer kohärenten Politik auf, bei der Handelspolitik und 
Entwicklungszusammenarbeit mit der gemeinsamen Agrarpolitik abgestimmt werden, um 
direkte oder indirekte negative Auswirkungen auf die Wirtschaft der Entwicklungsländer
zu vermeiden;

24. hebt das Versprechen der Doha-Entwicklungsrunde und die Notwendigkeit eines fairen 
und gerechten, auf Regeln beruhenden internationalen Handelssystems hervor, das die 
Handelsungleichgewichte im Welthandel korrigiert, insbesondere; wenn es um Afrika
geht;

25. fordert die Kommission auf, sicherzustellen, dass die Wirtschaftspartnerschaftsabkommen 
Instrumente für die Entwicklung der AKP und die Beseitigung der Armut darstellen;

26. hebt hervor, dass arme Gemeinschaften in den Entwicklungsländern am wenigsten zum 
Klimawandel beigetragen haben, dessen Auswirkungen jedoch am heftigsten zu spüren 
bekommen werden und fordert die EU auf, genügend Geld zur Verfügung zu stellen, um 
die Entwicklungsländer in die Lage zu versetzen, sich gegen den Anstieg des 
Meeresspiegels, vermehrte Trockenperioden, Wüstenbildung, Entwaldung und 
Extremwetterlagen zu wappnen;

27. hebt hervor, dass, sofern die Millenniums-Entwicklungsziele erreicht werden, der Anteil 
der in Armut lebenden Menschen innerhalb eines Jahrzehnts halbiert sein wird, was ein 
riesiger Erfolg ist; hebt aber gleichfalls hervor, dass Hunderte von Millionen der 
allerärmsten und meisten gefährdeten Menschen ihrer chronischen Armut nicht werden 
entrinnen können;

28. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu 
übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

VORBEMERKUNG

Die Millenniums-Entwicklungsziele (MDGs) sind zeitgebundene, messbare Ziele für die 
globale Partnerschaft. Auch wenn viele Teile der Welt bereits deutliche Fortschritte bei der
Erreichung der MDGs gemacht haben, so bleibt das südlich der Sahara gelegene Afrika doch 
weit abgeschlagen und ist nach wie vor die ärmste Region der Welt.

HILFE

2005 verpflichtete sich die EU-15, bis 2015 den Anteil der Öffentlichen Entwicklungshilfe 
(ODA) auf 0,7% des Bruttoinlandsprodukts (BIP) zu erhöhen, wobei bis 2010 als 
Zwischenziel ein Anteil von 0,56% angestrebt wird. Mindestens die Hälfe der geplanten 
Erhöhung von 26,5 Milliarden € auf 50 Milliarden € soll Afrika zugute kommen. Die 
Europäische Kommission hat bei ihrer Bewertung der EU-Strategie für Afrika bereits 
festgestellt, dass diese Ziele erreicht werden. 

Es sei jedoch angemerkt, dass die ODA 2005 wegen der umfangreichen 
Schuldenerlassmaßnahmen des Pariser Clubs außergewöhnlich hoch gewesen sind. Die 
bilaterale Hilfe für das südlich der Sahara gelegene Afrika stieg 2006 real um 23% auf 21 
Milliarden €. Lässt man jedoch den Schuldenerlass für Nigeria außer acht, betrug der Anstieg 
der bilateralen Hilfe für die Region lediglich 2%. Die von der OECD verwendeten 
Berechnungsverfahren erlauben es den Gebern nämlich, den Nominalwert des 
Schuldenerlasses als Hilfe zu verbuchen, während ein Schuldenerlasse in Wirklichkeit 
keinerlei Transfer neuer Mittel für die Entwicklung bedeutet. Gemäß dem Monterrey-Konsens
sollte der Schuldenerlass bei allen Zahlen, die ein klares Bild von der Höhe der tatsächlichen 
Hilfe für Afrika geben sollen, unberücksichtigt bleiben.

Die MDGs werden auf keinen Fall erreicht, solange die ärmsten Entwicklungsländer nicht 
mehr Hilfe erhalten, mit denen sie die Mobilisierung einheimischer Mittel ergänzen können. 
Die Vereinten Nationen, die Afrikanische Union, die G8 und die EU müssen sich unbedingt 
mit den laufenden Schätzungen auseinandersetzen, wonach die Geber etwa 4,7 Milliarden €
pro Jahr bereitstellen müssen, um das angestrebte Ziel von18,7 Milliarden € an tatsächlichen 
Mitteln für Afrika bis 2010 zu erreichen.

Es bedarf auch größerer Anstrengungen, um das in der Pariser Erklärung vorgesehene 
Abkommen zur Wirksamkeit der Hilfe umzusetzen, das eine umfangreiche und langfristig 
verlässliche Finanzierung garantieren würde.

Ein weiterer Faktor sollte berücksichtigt werden, nämlich die wachsende Zahl von Gebern 
außerhalb des DAC, einschließlich Russland, China und einigen EU-Mitgliedstaten. Ihre 
Beteiligung sollte in Betracht gezogen werden, insbesondere der Einfluss einiger dieser 
Staaten auf Regierungsführung, Wirtschaftspolitik und Transparenz.

MEHR MITTEL FÜR ENTWICKLUNG
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Bei der grundlegenden Überprüfung der EG-Ausgaben ab 2008 müssen die 
Entwicklungsausgaben angemessen berücksichtigt werden.

Außerdem sollten innovative Finanzierungsquellen als alternative Geldquellen erschlossen 
werden, um die öffentliche Entwicklungshilfe zu ergänzen. Die Obligationen der 
Internationalen Finanzfazilität für Immunisierung haben mit Hilfe der Globalen 
Impfkampagne für Kinder (Global Alliance for Vaccines and Immunisation — GAVI) 0,75 
Milliarden € erbracht. Die französische Abgabe auf Flugtickets soll 187 Millionen €  
einbringen. Acht afrikanische Staaten und vier Industrieländer haben erste Schritte in 
Richtung auf Erhebung einer Flugticketsteuer unternommen.

Da sowohl der EU-Haushalt als auch der bis nunmehr 2013 geltende zehnte Europäische 
Entwicklungsfonds (EEF) nur geringe Steigerungsraten aufweisen, muss eine Aufstockung 
der Mittel wahrscheinlich mittels bilateraler Finanzierungspakete der Mitgliedstaaten 
erfolgen, was eine proportionale Verringerung des Umfangs der EU-Hilfe gegenüber den von 
den einzelnen Mitgliedstaaten erbrachten Leistungen bedingt. Die Mitgliedstaaten sollten 
Strategien entwickeln, die sie in die Lage versetzen, mehr Geld über die Kommission fließen 
zu lassen. Eine Empfehlung lautete, einen eigenen, transparent und rechenschaftspflichtig 
verwalteten MDG-Fonds einzurichten, der sich auf die Armutsverringerung in allen armen 
Ländern konzentriert.

SCHULDENERLASS

Das Versprechen von Gleneagles, den hoch verschuldeten armen Ländern (Heavily Indebted 
Poor Countries — HIPC)100% ihrer Schulden zu erlassen, wurde erfüllt. Sierra Leone war 
das siebzehnte Land, das Ende 2006 den „Completion Point“ der HIPC- Initiative erreichte. 
Acht Länder haben den so genannten „Entscheidungspunkt“ erreicht und weitere acht den 
„Vorentscheidungspunkt“. Im Zuge des Schuldenerlasses konnten in Afrika 420 Millionen €
in Sozialausgaben umgelenkt werden; so wurde in zahlreichen Ländern beispielsweise das 
Schulgeld abgeschafft.

HANDEL

Die AU hat die internationale Gemeinschaft aufgerufen, „faire und gerechte Handelssysteme 
aufzubauen und den Zugang zu ihren Märkten zu erleichtern“. Wenn die EU in der Doha-
Runde als geschlossener Handelsblock auftritt, ist dies auf jeden Fall das Gebiet, auf dem 
Europa die größten Veränderungen bewirken kann.

Auf internationaler Ebene und der Ebene der Verhandlungen über die 
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen müssen die Bedingungen für den Marktzugang, 
technische Handelshindernisse und restriktive Herkunftsregeln ebenso angesprochen werden 
wie ernsthafte Kapazitätsengpässe.

KLIMAWANDEL

Der zwischenstaatliche UN-Ausschuss zum Klimawandel hat hervorgehoben, dass die 
ärmsten Länder, die am wenigsten zum Klimawandel beigetragen haben, am ärgsten von 
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diesem Phänomen betroffen sind.

Die EU hat sich bereits verpflichtet, die Treibhausgasemissionen bis 2020 um 20% zu senken 
und diesen Beitrag auf 30% zu erhöhen, wenn sich andere Industriestaaten dieser Initiative 
anschließen. Die Geber haben ihre Mittel für Umweltprogramme zwischen 2000 und 2005 
ebenfalls erhöht, doch bedarf es weiterer Zuwächse, um arme, gefährdete Länder in die Lage 
zu versetzen, sich auf den Anstieg des Meeresspiegels, Hungersnöte, vermehrte 
Dürreperioden und zunehmende Extremwetterlagen einzustellen. Die EU sollte mit den 
Entwicklungsländern außerdem Gegenmaßnahmen entwickeln und für den Transfer von 
sauberen, energiesparenden und effizienten Technologien sowie Investitionen sorgen, die mit 
einem möglichst geringen Kohlendioxidausstoß verbunden sind.

ZUGANG ZU BILDUNG

Die Fortschritte im Hinblick auf das Millenniums-Entwicklungsziel allgemeine Bildung sind 
laut Auskunft der Weltbank ermutigend, doch gilt es, weiteren 50 Millionen afrikanischen 
Kindern den Schulbesuch zu ermöglichen, wenn das Ziel bis 2010 erreicht werden soll. Das 
erste MDG-Ziel zur Gleichstellung — um die Bildungskluft zwischen den Geschlechtern zu 
schließen — sollte 2006 erreicht werden und wurde bereits verfehlt.

Sowohl die Unesco als auch die „Fast Track Initiative“ (FTI) der Weltbank stellen fest, dass 
es neuer Strategien bedarf, damit „schwer erreichbare“ Kinder — dazu zählen Kinder mit 
Behinderungen oder solche aus entlegenen Gebieten, aus chronisch armen Familien oder aus 
ethnischen Gründen ausgeschlossene Kinder — ihr Recht auf Grundbildung wahrnehmen 
können.

Auch die Qualität der Bildung muss verbessert werden, und die Unesco hat davor gewarnt, 
dass die Zahl der Grundschullehrkräfte im südlich der Sahara gelegenen Afrika bis 2015 von 
2,4 Millionen auf 4 Millionen aufgestockt werden muss, um eine hochwertige allgemeine 
Grundbildung sicherzustellen. Internationale Anstrengungen sind auch nötig, um den Ländern 
beim Aufbau nationaler Kapazitäten zu helfen, um Lernergebnisse zu steuern und zu 
überwachen.

Internationale Partner müssen nun daran arbeiten, die aktuelle Gesamtfinanzierungslücke von 
rund 5,3 € jährlich zu füllen. Wir sollten der Kommission zu dem Vorschlag gratulieren, die 
EU-Geber im Mai 2007 zusammenbringen zu wollen, um Verpflichtungen für die 
Grundbildung zu vereinbaren.

ZUGANG ZU GESUNDHEITLICHER GRUNDVERSORGUNG UND 
BEKÄMPFUNG VON KRANKHEITEN

Die Behandlung bestimmte Krankheiten verbessert sich, doch sind die Gesundheitssysteme so 
schwach, dass Fortschritte bei der Verringerung von Kinderkrankheiten und der Säuglings-, 
Kinder- und Müttersterblichkeit verzweifelt gering sind. Millionen von Kindern sterben, 
obwohl einfache, preiswerte Präventionsmaßnahmen zur Verfügung stehen. Auch sterben 
Millionen Frauen bei der Geburt oder aufgrund von Schwangerschaftskomplikationen. Die 
Müttersterblichkeit beträgt in Afrika schockierende 1 zu 6.
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Die Migration des afrikanischen Gesundheitspersonals trägt zu diesen Problemen bei. Oxfam 
geht davon aus, dass in 12 Staaten des südlich der Sahara gelegenen Afrika lediglich 10 
Prozent der Bevölkerung Zugang zu medizinischen Fachkräften haben.

Die Gesamtausgaben für Gesundheit sind zwischen 1990 und 2002 von 4,1% auf 5,6% des 
BIP gestiegen, doch stagnierten in einigen Ländern die nationalen Ausgaben oder gingen gar 
zurück. Es bleibt ein großes Defizit in Bezug auf den Finanzbedarf zur Erreichung der 
Millenniums-Entwicklungsziele im Gesundheitssektor, wobei die konservativen Schätzungen 
der Weltbank zwischen 18,7 Milliarden und 37,5 Milliarden € jährlich liegen. Um es noch 
einmal zu wiederholen, der Welthilfsfonds bedarf einer umfangreichen, verlässlichen und 
langfristigen Finanzierung.

Derzeit werden mehr als 90% der Forschungsmittel im Gesundheitssektor für Krankheiten 
aufgewendet, die lediglich zehn Prozent der Weltbevölkerung betreffen. Patentsysteme mögen 
in entwickelten Ländern als Anreiz für Forschung und Entwicklung gewirkt haben; dies trifft 
jedoch nicht zu für die vernachlässigten Krankheiten der Armen.

In Abuja haben sich die afrikanischen Regierungen 2000-2001 verpflichtet, mindestens 15% 
ihrer Staatshaushaltes für die Gesundheitsversorgung auszugeben. Seither haben nur einige 
wenige afrikanische Staaten Gesundheitssysteme in ihren zentralen Entwicklungsrahmen 
berücksichtigt und nur zwei, Botswana und Gambia, die Abuja-Verpflichtungen eingehalten.

EIN AUF RECHTEN AUFBAUENDER ANSATZ ZUR ERREICHUNG DER MDGS

Der Weltentwicklungsbericht zu Chancengleichheit und Entwicklung 2006 nennt die 
Ungleichheit der Geschlechter eine „archetypische Ungleichheitsfalle“. Diese Ungleichheit 
spiegelt sich in der geringeren Leistung von Frauen und Mädchen bei vielen Millenniums-
Entwicklungszielen wieder. Die zementierte Diskriminierung von Frauen ist nach wie vor ein 
Haupthindernis für die Art von Fortschritt, der die Umsetzung der MDGs ermöglicht.

Die Afrikanische Union hat eine Charta der Rechte von Frauen in Afrika unterzeichnet. Die 
EU hat sich verpflichtet, bei all ihren Maßnahmen, einschließlich der 
Entwicklungszusammenarbeit, die Gleichstellung der Geschlechter zu fördern. Die EU hat 
ferner die Erklärung von Beijing unterzeichnet; alle Mitgliedstaaten sind dem 
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form der Diskriminierung von Frauen (CEDAW) 
beigetreten.

Das Leben von Frauen zu retten bedeutet, dass sie allgemeinen Zugang zu Leistungen im 
Zusammenhang mit der sexuellen und reproduktiven Gesundheitsversorgung und 
Familienplanung sowie zu einer Versorgung während und nach der Schwangerschaft erhalten. 
Die EU begrüßt die während der Internationalen Konferenz zu Bevölkerung und Entwicklung 
in Kairo eingegangenen Verpflichtungen und will bei den Rechten auf sexuelle und 
reproduktive Gesundheit weiterhin eine Vorreiterrolle spielen, indem sie keinerlei Abstriche 
an den Mitteln für Leistungen im Zusammenhang mit der sexuellen und reproduktiven 
Gesundheit und damit verbundenen Rechten vornimmt.

Ebenso wie die Gleichstellung der Geschlechter sind die Rechte der Kinder und von 
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Menschen mit Behinderungen ein Querschnittsthema und sollten bei allen Maßnahmen und 
Programmen berücksichtigt werden.

FRIEDEN UND SICHERHEIT

Nur wenige Länder machen Fortschritte bei der Erreichung der Millenniums-
Entwicklungsziele, im Allgemeinen solche, die sich in einer Krise befinden oder einen 
Konflikt überstanden haben. In diesen Fällen erweist sich die Koordinierung der Sicherheits-
und Stabilisierungsmaßnahmen, der humanitären Hilfe und langfristiger 
Entwicklungsanstrengungen als ebenso wichtig wie Konfliktverhütungsmechanismen.

Die EU muss friedensschaffende Maßnahmen unterstützen, jedoch auch dringend gegen 
Kleinwaffen vorgehen und das internationale Waffenkontrollabkommen unterstützen.

REGIERUNGSFÜHRUNG

Die AU hat auf ihrem Gipfel im Januar 2007 eine Charta zu Demokratie, Wahlen und 
Regierungsführung angenommen und einen afrikanischen Peer-Review-Mechanismus ins 
Leben gerufen. Es muss noch einiges getan werden, aber Ghana und Ruanda haben 
beispielsweise auf die Ergebnisse der Überprüfung ihrer Länder reagiert und Maßnahmen 
ergriffen. Die Beteiligung der Zivilgesellschaft und des Parlaments bedarf der Förderung, 
ebenfalls die politische Beteiligung von Frauen. Korruption und Bestechung sind weiterhin 
ein Problem; es sei jedoch angemerkt, dass die Initiative für Transparenz in der 
Rohstoffindustrie (Extractive Industries Transparency Initiative) einen großen Schritt nach 
vorn darstellt.

Die EU wird eine Reihe von Regierungsführungsprogrammen im Rahmen der EU-Afrika-
Strategie unterstützen; laut dem Partnerschaftsabkommen von Cotonou sind beide Seiten für 
das Thema Regierungsführung verantwortlich.

BUDGETHILFE

Während die Budgethilfe für AKP-Staaten in den letzten Jahren fast ein Viertel der 
Gemeinschaftshilfe ausgemacht hat, möchte die Kommission diesen Anteil im Rahmen des 
zehnten EEF auf mehr als 50% steigern. Es ist daher von Belang, dass Mechanismen und 
Kontrollinstrumente existieren, um sicherzustellen, dass Mittel, die in den allgemeinen 
Haushalt fließen, Anstrengungen zur Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele direkt 
unterstützen.

Entwicklungsländer brauchen Unterstützung, um eigene Kapazitäten aufzubauen, die für ein 
kohärentes Entwicklungsmanagement sorgen. Ein Schlüsselproblem ist insbesondere in 
Afrika die Aufnahmekapazität — die zentrale Funktion dieses Faktors für die Erreichung der 
MDGs muss unbedingt anerkannt werden.

Die Geber sollten auch den Aufbau der Parlamente finanzieren, um die Budgets und 
Maßnahmen ihrer Regierungen zu kontrollieren. Auch die Aufsichtsfunktion der Paritätischen
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Parlamentarischen Versammlung (PPV) muss gestärkt werden, da ihre Arbeit die rechtlich 
bindenden und vertraglichen Beziehungen zwischen den Abgeordneten des Europäischen 
Parlaments und der AKP-Staaten umfasst.

NATIONALE STRATEGIEN ZUR ERREICHUNG DER MILLENNIUM-
ENTWICKLGUNSZIELE

Nach Berichten des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen (UNDP) haben 
mindestens 19 Staaten eine Bewertung des MDG-Bedarfs abgeschlossen, weitere 55 führen 
sie gerade durch. Bisher hat jedoch noch kein einziges Land mit niedrigem 
Einkommensniveau in Afrika die versprochene Hilfe von der internationalen Gemeinschaft 
zur Durchführung dieser Strategien erhalten.

EU, UN und die Finanzinstitutionen müssen die Regierungen dabei unterstützen, ihre 
bisherigen Entwicklungsstrategien — wie die Strategiedokumente zur Armutsbekämpfung —
im Rahmen umfassender Mitwirkungsprozesse mit den MDGs in Einklang zu bringen und die 
versprochene Förderung der weiteren Entwicklung als Teil der nationalen 
Entwicklungsstrategien zu verwirklichen.

ARMUT ALS SCHWERPUNKT DER EU-ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT

Sowohl der Europäische Entwicklungskonsens als auch Artikel 19 des Übereinkommens von 
Cotonou und das Finanzierungsinstrument für die Entwicklungszusammenarbeit (DCI) 
räumen der Verringerung und Ausrottung der Armut oberste Priorität bei der Zusammenarbeit 
der Gemeinschaft mit den Entwicklungsländern ein. Das Europäische Parlament ist besorgt 
angesichts der Tatsache, dass sich die Gemeinschaftshilfe für Verkehr und andere 
Infrastrukturprojekte im Jahr 2005 auf rund 817 Millionen € belief, während für Bildung und
Gesundheit nur 185 bzw. 239 Millionen € ausgegeben wurden — obwohl eine Analyse der 
gegenwärtigen Ausgaben für diese Sektoren im Rahmen der Budgethilfe schwierig ist. Es ist 
wichtig, dass die EG-Hilfe für den Verkehrssektor in einem klaren und deutlichen 
Zusammenhang mit der Armutsverringerung stehen sollte.

Es wird befürchtete, dass es, obwohl zu den Kriterien für die Gemeinschaftshilfe 
Menschenrechte und Demokratie zählen, auch Elemente gibt, die die wirtschaftlichen und
geopolitischen Interessen Europas in den Planungsprozess einfließen lassen. Nationale und 
regionale Entwicklungsmaßnahmen dürfen nicht von den strategischen Interessen der Geber 
bestimmt sein, sondern müssen von der Bevölkerung selbst demokratisch beschlossen 
werden; ihre jeweiligen Regierungen müssen dafür im Rahmen demokratischer Institutionen 
Rechenschaft ablegen.

Das Europäische Parlament wünscht sich einen flexibleren und anpassungsfähigeren EEF, 
insbesondere in Anbetracht der Tatsache, das die MDGs nicht unveränderlich sind.

GEBER-KOORDINIERUNG

Der EU-Verhaltenskodex im Hinblick auf eine Arbeitsteilung im Bereich der 
Entwicklungspolitik kommt zur rechten Zeit und bietet durchaus Chancen für eine bessere 
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Koordinierung zwischen der Kommission und den Mitgliedstaaten. Es bleibt jedoch 
ungewiss, wie erfolgreich ein freiwilliger Kodex tatsächlich sein kann.

MILLENNIUMS-ENTWICKLUNGSZIELE — DIE AGENDA FÜR DIE ZEIT 
DANACH

Auch wenn die Millenniums-Entwicklungsziele erreicht werden sollten, wird es immer noch 
Millionen chronisch armer Menschen geben, die noch keine Hilfe erhalten haben. Eine 
umfassende Strategie zur Ausrottung der Armut braucht Zeit, sodass die EU 2010 eine 
Strategie besitzen sollte, um dieses Problem anzugehen.

SCHLUSSFOLGERUNG

Es hat einen bahnbrechenden 100%-igen Erlass multilateraler Schulden gegeben, doch ist bei 
der Hilfe eine andere Gangart vonnöten, denn trotz Schuldenerlass wächst Europas Hilfe nicht 
rasch genug, um die Verpflichtungen von Gleneagles zu erreichen. Die handelspolitischen 
Fortschritte sind vor allem deswegen enttäuschend, weil eine Änderung der 
Handelsbestimmungen den Armen mehr zugute kommen würden als eine Verfünffachung der 
Hilfe.

2005 marschierten Tausende unserer Bürgerinnen und Bürger unter dem Transparent „Make 
Poverty History“ (Setzt der Armut ein Ende), und Oxfam erklärte, dass bereits „echte 
Verbesserungen im Leben einiger der ärmsten Menschen der Welt“ zu beobachten seien. Es 
ist Zeit, anzuerkennen, dass es einen sozialen und politischen Wandel gegeben hat und das 
Verständnis dafür wächst, nicht nach Wohltätigkeit, sondern nach Gerechtigkeit zu rufen.


